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halbfett. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Das Änderungsgesetz verursacht für den Bund keine zusätz- 
lichen Kosten. Die Personal- und Sachkosten der Länder für die 
Lebensmittelüberwachung werden sich infolge der Äusführung 
des Gesetzes nicht bzw. nur geringfügig erhöhen. 


Druck: ßuchdruckerei R. Madel, 5307 WachtbergWillip 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21 / 36 35 51 




Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/877 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
1/4 (IV/1) - 731 06 - Ma 25/73 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Margarinegesetzes mit 
Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 391. Sitzung am 23. März 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Bonn, den 29. Juni 1973 


Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Margarinegesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Margarinegesetz vom 15. Juni 1897 (Reidis- 
gesetzbl. S. 475), zuletzt geändert durch das Erste 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 645), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Gesetz über Margarine, Pflanzenhalbfett und 

Kunstspeisefett (Margarinegesetz) “ . 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird Absatz 1 und erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Margarine im Sinne dieses Gesetzes 
sind die durch Emulgieren, hauptsächlich 
nach dem Typ Wasser in öl, aus genußtaug- 
lichen Fettstoffen hergestellten Zubereitun- 
gen, deren Gesamtfettgehalt mindestens 80 
vom Hundert des Gewichts beträgt; der An- 
teil an Milchfett darf 1 vom Hundert des Ge- 
wichts nicht übersteigen." 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Pflanzenhalbfett im Sinne dieses Ge- 
setzes sind die durch Emulgieren, hauptsäch- 
lich nach dem Typ Wasser in öl, aus genuß- 
tauglichen Fettstoffen pflanzlicher Herkunft, 
unbeschadet der Verwendung von Fettstof- 
fen nicht pflanzlicher Herkunft als Emulga- 
toren oder als Bestandteile emulgierender 
oder geschmackgebender Lebensmittel, her- 
gestellten Zubereitungen, deren Gesamtfett- 
gehalt mindestens 39 vom Hundert und 
höchstens 41 vom Hundert des Gewichts be- 
trägt; der Anteil an Fettstoffen nicht pflanz- 
licher Herkunft darf insgesamt 2 vom Hun- 
dert des Gewichts nicht übersteigen, wobei 
der Anteil an Milchfett nicht höher als 1 vom 
Hundert des Gewichts sein darf." 

c) Hinter Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ein- 
gefügt: 

„(5) Inverkehrbringen im Sinne dieses Ge- 
setzes ist das Anbieten, das Vorrätighalten 
zum Verkauf, das Feilhalten, das Verkau- 
fen und jedes sonstige überlassen an andere. 
Dem gewerbsmäßigen Herstellen und Inver- 
kehrbringen im Sinne dieses Gesetzes stehen 
das Herstellen und die Abgabe in Genossen- 
schaften oder ähnlichen Einrichtungen für 
deren Mitglieder oder in Einrichtungen zur 
Gemeinschaftsverpflegung gleich." 


3. Hinter § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

,§2a 

(1) Pflanzenhalbfett darf gewerbsmäßig nur 
in Packungen oder Behältnissen zu 1000, 500, 
250, 125 und 62,5 Gramm Nettogewicht in den 
Verkehr gebracht werden. Bei einer Abpackung 
in regelmäßig geformten Stücken ist nur die 
Würfel- oder Zylinderform zulässig. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Pflanzenhalb- 
fett, das 

1. in Packungen oder Behältnissen bis zu 50 
Gramm Nettogewicht, 

2. an Weiterverarbeiter oder 

3. nicht fertig verpackt in Gaststätten oder Ein- 
richtungen zur Gemeinschaftsverpflegung 

abgegeben wird. 

(3) Auf den Packungen oder Behältnissen müs- 
sen an einer in die Augen fallenden Stelle in 
deutscher Sprache und in deutlich sichtbarer, 
leicht lesbarer Schrift angegeben sein: 

1. die Bezeichnung „Pflanzenhalbfett", verbun- 
den mit dem Hinweis „zum Braten und Bak- 
ken nicht geeignet" ; 

2. der Name oder die Firma und der Ört der 
gewerblichen Hauptniederlassung des Her- 
stellers; befindet sich die gewerbliche Haupt- 
niederlassung des Herstellers außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes, ist aber 
das Pflanzenhalbfett im Geltungsbereich her- 
gestellt, so muß außerdem der Ört der Her- 
stellung in folgender Form angegeben wer- 
den: „hergestellt in . . ."; bringt ein anderer 
als der Hersteller das Pflanzenhalbfett in der 
Packung oder dem Behältnis unter seinem 
Namen oder seiner Firma in den Verkehr, so 
ist anstatt des Herstellers dieser andere an- 
zugeben; 

3. die Menge nach Gewicht zur Zeit der Fül- 
lung; 

4. der Fettgehalt in Hundertteilen des Gewichts 
zur Zeit der Füllung; 

5. unverschlüsselt nach Tag, Monat und Jahr 
der Zeitpunkt der Herstellung durch die An- 
gabe „hergestellt am . . ." oder der Zeit- 
punkt, bis zu dem Pflanzenhalbfett in unge- 
öffneter Packung oder in ungeöffnetem Be- 
hältnis mindestens haltbar ist, durch die An- 


4 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/877 


gäbe „mindestens haltbar bis . . wird die 
Haltbarkeitsdauer angegeben und ist sie nur 
bei Einhaltung bestimmter Temperaturen 
oder sonstiger Bedingungen erreichbar, so 
ist ein entsprechender Hinweis in Verbin- 
dung mit der Angabe der Haltbarkeitsdauer 
anzubringen. 

Bei Gratisproben, die als solche bezeichnet sind, 
bedarf es keiner Angabe nach den Nummern 3 
und 5. 

(4) Zur Kennzeichnung nach Absatz 3 ist 
der Hersteller, der Einführer oder derjenige ver- 
pflichtet, der Pflanzenhalbfett unter seinem Na- 
men oder seiner Firma in den Verkehr bringt.' 

4. § 3 erhält folgende Fassung; 

„§ 3 

Es ist verboten 

1. Zubereitungen der in § 1 Abs. 1 und 2 ge- 
nannten Art, die den dort vorgeschriebenen 
Anforderungen an den Gesaintfettgehalt 
oder dessen Zusammensetzung nicht ent- 
sprechen, 

2. Margarine mit einem höheren Milcheiweiß- 
anteil als 1 vom Hundert des Gewichts, 

3. Pflanzenhalbfett mit einem höheren Gesamt- 
eiweißanteil als 6,5 vom Hundert oder mit 
einem höheren Milcheiweißanteil als 2 vom 
Hundert des Gewichts, 

4. Mischungen aus Milchfett oder Erzeugnissen 
aus Milchfett mit Margarine, Pflanzenhalb- 
fett oder anderen Speisefetten 

gewerbsmäßig herzustellen oder gewerbsmäßig 
in den Verkehr zu bringen." 

5. Die §§ 5 bis 7 und 9 werden wie folgt geändert: 

a) In §§ 5, 7 Abs. 1 und § 9 werden jeweils hin- 
ter dem Wort „Margarine" ein Komma und 
das Wort „PManzenhalbfett" eingefügt. 

b) In § 6 werden hinter dem Wort „Margarine" 
die Worte „und Pflanzenhalbfett" eingelügt. 

6. Die §§ 8, 11 und 14 werden aufgehoben. 

7. Dem § 13 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
nicht für Erzeugnisse nach § 1, die zur Lieferung 
in Gebiete außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes bestimmt sind. Zu diesem Zweck 
bestimmte Erzeugnisse müssen, wenn sie nicht 
den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen, 
von den für den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
bestimmten Erzeugnissen getrennt gehalten und 
kenntlich gemacht werden." 


8. Die §§ 16 bis 18 werden durch folgende Vor- 
schrift ersetzt: 

.§ 16 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. bei dem Verkauf, dem Feilhalten oder der 
Abgabe von Margarine oder Kunstspeise- 
fett einer Vorschrift des § 2 zuwiderhandelt, 

2. entgegen § 2 a Abs. 1 Satz 1 oder 2 Pflanzen- 
halbfett in nicht vorschriftsmäßigen Packun- 
gen oder Behältnissen in den Verkehr bringt 
oder entgegen § 2 a Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 
auf den Packungen oder Behältnissen nicht 
in der vorgeschriebenen Weise die erforder- 
lichen Angaben macht, 

3. entgegen § 3 eine dort bezeichnete Zuberei- 
tung oder Mischung herstellt oder in den 
Verkehr bringt, 

4. entgegen § 5 eine vorgeschriebene Waren- 
bezeichnung nicht oder nicht richtig anwen- 
det, 

5. Margarine oder Pflanzenhalbfett ohne den 
nach § 6 erforderlichen Zusatz gewerbsmäßig 
herstellt oder gewerbsmäßig in den Verkehr 
bringt, 

6. eine Anzeige nach § 7 nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er- 
stattet, 

7. eine Auskunft nach § 9 nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er- 
teilt, 

8. einer Rechtsverordnung nach § 12 Nr. 1 zu- 
widerhandelt, soweit sie für einen bestimm- 
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist; die Verweisung ist nicht erforder- 
lich, soweit die Rechtsverordnung vor dem 

(Datum des Inkrafttretens des 

Änderungsgesetzes) erlassen worden ist, 

9. entgegen § 13 Abs. 2 Satz 2 Erzeugnisse nicht 
getrennt hält oder nicht kenntlich macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 bis 5 und 8 mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6, 7 und 9 mit 
einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark 
geahndet werden." 

9. In § 19 werden die Worte „Straftat nach § 14 
oder § 18" durch die Worte „Ordnungswidrig- 
keit nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 oder 8" ersetzt. 
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10. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

(1) Die Vorschriften des Lebensmittelgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Ja- 
nuar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Lebensmittelgesetzes vom 8. September 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1590), bleiben unberührt. 

(2) Bei der Anwendung des Milchgesetzes 
vom 31. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 421), zu- 
letzt geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 

1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), und bei der An- 
wendung der Bekanntmachung über fetthaltige 
Zubereitungen vom 26. Juni 1916 (Reichs- 
gesetzbl. S. 589), zuletzt geändert durch das Erste 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 

1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), steht Pflanzen- 
halbfett der Margarine gleich."' 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Margarinegesetz 
in der sich aus diesem Gesetz ergebenden Fassung 
bekanntzumachen. Er kann dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts beseitigen und die Paragraphenfolge 
ändern. 


Artikel 3 
Es werden aufgehoben: 

1. § 18 des Milch- und Fettgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Dezember 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 811), zuletzt geändert durch 
das Achte Gesetz zur Änderung des Milch- und 
Fettgesetzes vom 13. Juni 1972 (Bundesgesetzbl. 
I S. 893); 

2. die Verordnung über den Fettgehalt der Marga- 
rine vom 10. Dezember 1965 (Bundesanzeiger Nr. 
235 vom 15. Dezember 1965). 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des Margarine- 
gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Artikel 1 Nr. 3 tritt zwei Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Seit einiger Zeit ist sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch in anderen Ländern, insbeson- 
dere in Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft eine Fettzubereitung pflanz- 
licher Herkunft entwickelt worden, die gegenüber 
den herkömmlichen Speisefetten einen wesentlich 
geringeren Fettgehalt aufweist. Dieses Erzeugnis soll 
den ernährungswissenschaftlichen Erkenntnissen 
und gesundheitspolitischen Forderungen nach einer 
fettärmeren Ernährung, begründet durch geänderte 
Arbeits- und Lebensgewohnheiten, Rechnung tra- 
gen. 

Als Bezeichnung für das neue Erzeugnis ist „Pflan- 
zenhalbfett" vorgesehen. Diese Bezeichnung enthält 
eine Aussage über die Verringerung des Fettgehalts 
und weist auf die Herkunft des verwendeten Fett- 
rohstoffes hin. 

Nach den geltenden Rechtsvorschriften ist Pflanzen- 
halbfett nicht verkehrsfähig. In Aussehen, Geruch 
und Geschmack bestehen Ähnlichkeiten zur Marga- 
rine, die durch den Emulsionstyp „Wasser in Öl" 
bedingt sind. Die Verkehrsfähigkeit des Pflanzen- 
halbfetts kann jedoch als Margarine nicht eröffnet 
werden. Denn im Gegensatz zur Margarine ist der 
Fettgehalt von 80 auf etwa 40 vom Hundert redu- 
ziert. Bestimmungen über den Fettgehalt sind zwar 
in das Margarinegesetz bei seinem Erlaß oder spä- 
ter nicht aufgenommen worden. Von jeher betrug 
aber der Mindestfettgehalt um 80 v. H. Daher ver- 
bindet der Verbraucher mit der Bezeichnung Marga- 
rine das unter diesem Namen angebotene traditio- 
nelle und handelsübliche Produkt mit einem entspre- 
chenden Fettgehalt. Damit unterliegt das neue Er- 
zeugnis dem Herstellungs- und Verkehrsverbot des 
§ 36 Abs. 1 Milchgesetz vom 31. Juli 1930 und des 
§ 1 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachung über fetthal- 
tige Zubereitungen vom 26. Juni 1916. 

Die für die Zulassung der Herstellung und der Er- 
öffnung der Verkehrsfähigkeit erforderlichen Rechts- 
vorschriften werden in dem Gesetz betreffend den 
Verkehr mit Butter, Schmalz und deren Ersatzmitteln 
(Margarinegesetz) getroffen, da sich hier das neue 
pflanzenfetthaltige Erzeugnis sinnvoll in das System 
der übrigen in diesem Gesetz geregelten fetthaltigen 
Nahrungsmittel einordnen läßt. 


11. Die einzelnen Vorschriften 
1. Zu Artikel 1 Nr. 1 : 

Die neugefaßte Überschrift nennt die Lebensmit- 
tel, deren Herstellung und Vertrieb sich nach 
den Vorschriften des novellierten Gesetzes be- 
stimmen. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 2: 

Margarine und Pflanzenhalbfett unterscheiden 
sich in erster Linie in ihrem Fettgehalt und in 
der Zusammensetzung des Fettanteils vonein- 
ander. Diese für die Einordnung innerhalb der 
Nahrungsmittel und für ihren Verwendungs- 
bereich wesentlichen Unterscheidungsmerkmale 
sind daher zur Abgrenzung der beiden Erzeug- 
nisse in ihre Definitionen aufgenommen wor- 
den. Damit ist gleichzeitig die Definition der 
Margarine dem Entwurf einer EWG-Margarine- 
Verordnung angepaßt. 

Zur Unterscheidung von anderen Fettemulsio- 
nen stellen die Definitionen sowohl von Marga- 
rine als auch von Pflanzenhalbfett auf den Emul- 
sionstyp „Wasser in öl" ab. Aus diesem Emul- 
sionstyp müssen sich die genannten Fettzube- 
reitungen in der Hauptsache aufbauen. 

Margarine soll sich wie bisher eindeutig von 
entsprechenden Milchfetterzeugnissen unter- 
scheiden. Daher darf dieses Produkt höchstens 
1 V. H. Milchfett enthalten. 

Aus der Definition des Pflanzenhalbfetts folgt, 
daß bei seiner Herstellung nur Fette und öle 
pflanzlicher Herkunft verwendet werden dürfen. 
Eine Ausnahme hiervon ist für die Fettstoffe 
vorgesehen, die in geringen Mengen in Form 
von Emulgatoren oder als Bestandteile emul- 
gierender oder geschmackgebender Lebensmittel 
in Eigelb oder Milch vorhanden sind. Als Emul- 
gatoren kommen dabei entsprechend den le- 
bensmittelrechtlichen Vorschriften gegenwärtig 
nur Lecithin nach Maßgabe der Zulassung in 
der Allgemeinen Fremdstoff-Verordnung sowie 
Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren 
in Betracht, da letztere nicht als Fremdstoffe im 
Sinne des § 4 a des Lebensmittelgesetzes anzu- 
sehen sind. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 3: 

Pflanzenhalbfett wird vorwiegend als Streich- 
fett im Haushalt verwendet werden. Wegen sei- 
ner besonderen Eigenschaften ist es als Brat- 
und Backfett, vor allem im gewerblichen Bereich, 
ungeeignet. Außerdem ist bei Fettprodukten 
mit höherem Wasseranteil die Gefahr der Oxy- 
dation nicht verpackter Ware größer als bei 
hochprozentigen Speisefetten. Daher ist vorge- 
sehen, daß das neue Erzeugnis grundsätzlich nur 
verpackt in den Verkehr gelangen soll. Der ge- 
genüber anderen Speisefetten eingeschränkte 
Verwendungsbereich rechtfertigt es, für die Ver- 
packungsgrößen eine verbindliche Standard- 
reihe festzusetzen. 
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Eine Ausnahmeregelung besteht nur für die so- 
genannten Frühstückspackungen unter 50 g und 
für die Abgabe von loser Ware in Gaststätten, 
Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpflegung 
oder an Weiterverarbeiter. 

Um eine Verwechslung mit der Verpackungs- 
form für Butter auszuschließen, soll bei einer 
Abpackung in regelmäßig geformten Stücken 
nur die Würfel- oder Zylinderform zulässig sein. 

Die Kennzeichnungsvorschriften sind den Er- 
fordernissen der Praxis entsprechend im einzel- 
nen auf das neue Erzeugnis abgestellt. An in die 
Augen fallender Stelle und deutlich sichtbar 
wird der Verbraucher darauf hingewiesen, daß 
Pflanzenhalbfett auf Grund seiner Zusammen- 
setzung nicht in dem Umfang wie andere Spei- 
sefette im Haushalt verwendet werden kann. 
Ferner findet er auf der Verpackung die für 
ihn wichtigen Angaben über den Hersteller, das 
Gewicht, den Fettgehalt - bei dem eine dem je- 
weiligen Stand der technischen Entwicklung ent- 
sprechende Schwankungsbreite zugestanden 
werden muß - und das Herstellungsdatum bzw. 
Angaben über die Haltbarkeitsdauer. Kenn- 
zeichnungserleichterungen sind für Gratispro- 
ben vorgesehen. 

Soweit bei Pflanzenhalbfett Bezeichnungen, An- 
gaben oder Aufmachungen verwendet werden, 
die auf einen verminderten Gehalt an Fett oder 
Kalorien hindeuten, sind neben den Kennzeich- 
nungsvorschriften dieses Gesetzes die Bestim- 
mungen der künftigen Rechtsvorschriften über 
kalorienverminderte und kalorienarme Lebens- 
mittel zu beachten. Diese Vorschriften werden 
insbesondere Angaben über den Kaloriengehalt, 
über die Art und Weise einer Kalorienvermin- 
derung und gegebenenfalls über den Eiweiß- 
und Kohlenhydratgehalt vorsehen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4: 

Durch das Verbot, Fettzubereitungen mit einem 
den Definitionen von Margarine und Pflanzen- 
halbfett nicht entsprechenden Gesamtfettgehalt 
oder einer anderen Fettzusammensetzung her- 
zustellen bzw. in den Verkehr zu bringen, sind 
nicht Mayonnaisen oder ähnliche fetthaltige 
Emulsionen nach dem Typ „Speisefette in Was- 
ser" betroffen. 

Die zulässige Milcheiweißmenge bei Margarine 
wurde, ausgehend von der in § 3 Abs. 2 Marga- 
rinegesetz alte Fassung genannten Milchmenge, 
festgesetzt. 

Der höchstzulässige Gesamteiweißgehalt bei 
Pflanzenhalbfett gewährleistet mit 6,5 v. H. eine 
klare Trennung zwischen diesem Lebensmittel 
auf der einen und Frischkäseerzeugnissen mit 
hohem Fettgehalt auf der anderen Seite. Der 


Anteil an Milcheiweiß ist bei dem vorwiegend 
aus pflanzlichen Rohstoffen hergestellten Er- 
zeugnis mit 2 V. H. auf einen technologisch für 
notwendig gehaltenen Umfang beschränkt. 

Das Mischungsverbot wurde dem § 3 Margarine- 
gesetz alte Fassung entnommen und auf Pflan- 
zenhalbfett ausgedehnt. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 5: 

Soweit in § 2 a Margarinegesetz keine Sonder- 
regelung getroffen ist, finden auf Pflanzenhalb- 
fett die für Margarine geltenden und im einzel- 
nen genannten Bestimmungen des Margarine- 
gesetzes Anwendnung. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 6: 

Die §§ 8, 11 und 14 Margarinegesetz können 
aufgehoben werden. Die Neufassung des § 20 
Abs. 1 Margarinegesetz eröffnet die Befugnisse 
nach § 6 Lebensmittelgesetz auch bezüglich der 
in § 8 Margarinegesetz genannten Räume und 
Erzeugnisse und macht damit § 8 Margarinege- 
setz entbehrlich. § 11 Margarinegesetz findet 
nicht mehr Anwendnung. Die Bestimmungen 
des § 14 Margarinegesetz werden in die Neu- 
fassung des § 16 übernommen. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 7: 

Erzeugnisse, die zur Lieferung in Gebiete außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes be- 
stimmt sind, unterliegen den Vorschriften des 
Empfangslandes und konnten daher unter der 
Voraussetzung, daß sie getrennt gehalten und 
entsprechend kenntlich gemacht werden, von 
den für den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geltenden Vorschriften befreit werden. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 8: 

Der Entwurf wandelt die in § 14 Margarinege- 
setz alte Fassung enthaltenen Vergehenstatbe- 
stände in Bußgeldtatbestände um, weil die dort 
erfaßten Verhaltensweisen, soweit nicht zugleich 
ein Verstoß gegen das Lebensmittelgesetz vor- 
liegt und dessen Strafvorschriften eingreifen, 
ihrem Unrechtsgehalt nach nicht so schwer wie- 
gen, daß es gerechtfertigt wäre, insoweit einen 
Vergehenstatbestand beizuhalten. Die bisher in 
den §§ 16 und 18 Margarinegesetz alte Fassung 
als Übertretungen ausgewiesenen Straftatbe- 
stände sollen der Entwicklung des Strafrechts 
entsprechend künftig ebenfalls als Bußgeldtat- 
bestände ausgestaltet werden. 

In diesem Rahmen ist auch ein Verstoß gegen 
die Verpflichtung zur Anbringung des Hinwei- 
ses „zum Braten und Backen nicht geeignet" 
(§ 2 a Abs. 3 Nr. 1) einzuordnen, da diese An- 
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gäbe auf die unzureichende Verwendbarkeit 
zum Braten und Backen, nicht aber auf etwaige 
Gefährdungen bei der Verwendnung aufmerk- 
sam machen soll. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 9: 

Die Änderung des § 19 ist durch die Neufassung 
des § 16 erforderlich geworden. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 10: 

Die Neufassung des § 20 Abs. 1 verweist auf das 
Lebensmittelgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 17. Januar 1936, das das Gesetz 
betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen vom 
14. Mai 1879 ersetzt hat. 

Durch die entsprechende Anwendung des § 36 
Milchgesetz und des § 1 der Bekanntmachung 
über fetthaltige Zubereitungen sollen die für 
Margarine bestehenden Ausnahmeregelungen 
für Pflanzenhalbfett übernommen werden. 

11. Zu Artikel 2: 

Durch die Änderungsbestimmungen dieses Ge- 
setzes ist das Margarinegesetz unübersichtlich 
geworden. Es soll daher alsbald in der sich aus 
diesem Gesetz ergebenden Fassung bekanntge- 
macht werden. 


12. Zu Artikel 3: 

Nach Inkrafttreten der Neufassung der Defini- 
tion der Margarine in § 1 Abs. 1 können Bestim- 
mungen über den Fettgehalt der Margarine im 
Verordnungswege auf Grund des § 18 Milch- 
und Fettgesetz nicht mehr erlassen werden. Da 
auch auf die Ermächtigung für Rechtsvorschrif- 
ten über den Wasser- und Salzgehalt der Mar- 
garine verzichtet werden kann, soll § 18 Milch- 
und Fettgesetz aufgehoben werden. Gleichzeitig 
ist auch die Verordnung über den Fettgehalt der 
Margarine aufzuheben. 


13. Zu Artikel 4: 

Das Änderungsgesetz sowie die Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund des Margarinegesetzes 
erlassen werden, sollen auch auf das Land Ber- 
lin Anwendung finden; das Gesetz enthält da- 
her die übliche Berlin-Klausel. 


14. Zu Artikel 5: 

Um den Herstellern von Packungen und Behält- 
nissen die Möglichkeit zu geben, sich auf die 
Vorschriften über Verpackung und Kennzeich- 
nung des Pflanzenhalbfetts einstellen zu kön- 
nen, ist vorgesehen, daß diese Vorschriften erst 
zwei Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes 
anzuwenden sind. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rats, weil durch Artikel 3 Nr. 1 das Milch- und 
Fettgesetz förmlich geändert wird, das mit Zu- 
stimmung des Bundesrats verkündet worden ist. 


2. Artikel 1 

a) In den Nummern 1, 2 Buchstabe b, 3 bis 5, 8 
und 10 ist jeweils das Wort „Pflanzenhalb- 
fett" durch das Wort „Halbfettmargarine" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Bezeichnung „Pflanzenhalbfett" kann 
beim Verbraucher den Eindruck erwecken, 
daß es sich bei dem Erzeugnis um ein den 
Kokosfetten ähnliches Produkt handelt, das 
neben 50 v. H. pflanzlichem Fett 50 v. H. tieri- 
sches Fett enthält und somit auch zu Brat- und 
Backzwecken geeignet ist. 

b) In Nummer 3 ist in § 2 a Abs. 1 das Wort „Zy- 
linderform" durch das Wort „Kegelstumpf- 
form" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung ist erforderlich, um Verwechs- 
lungen mit der bei Butter versuchsweise zu- 
gelassenen und von der Wirtschaft angestreb- 
ten Zylinderform zu vermeiden. 

c) In Nummer 3 sind in § 2 a Abs. 3 Satz 1 die 
Eingangsworte und die Nummer 1 wie folgt 
zu fassen: 

„Die Packungen oder Behältnisse müssen mit 
einem gut sichbaren roten Streifen versehen 
sein; an einer in die Augen fallenden Stelle 
müssen in deutlich sichtbarer, leicht lesbarer 
Schrift angegeben sein: 

1. die Bezeichnung , Halbfettmargarine' ver- 
bunden mit dem Hinweis: , nicht zum Bra- 
ten und Backen verwenden';". 

Begründung 

Auch durch die Art der Aufmachung der Pak- 
kungen oder Behältnisse soll der Verbraucher 
auf das Erzeugnis „Halbfettmargarine" hinge- 
wiesen werden. 

d) ln Nummer 3 ist in § 2 a Abs. 3 die Nummer 4 
wie folgt zu fassen: 


„4. der Gehalt an Fett und Wasser in Hun- 
dertteilen des Gewichts zur Zeit der Fül- 
lung-," 

Begründung 

Das Pflanzenhalbfett (Halbfettmargarine) un- 
terscheidet sich dadurch von der Margarine, 
daß etwa die Hälfte des Anteils an Fett durch 
Wasser ersetzt wird. Diese Tatsache wird dem 
Verbraucher durch die alleinige Angabe des 
Fettgehaltes nicht bekannt. Eine ausreichende 
Unterrichtung ist nur gewährleistet, wenn ne- 
ben dem Fettgehalt auch der Wassergehalt 
angegeben wird. 

3. Artikel 3 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob die Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Förderung der Verwendung inländischer tieri- 
scher Fette vom 23. Dezember 1932 (Reichsge- 
setzbl. I S. 575) nicht auch aufgehoben werden 
sollte. 

4. Artikels 

Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 1 Nr. 3 tritt sechs Monate nach Verkün- 
dung in Kraft." 

Begründung 

Die Margarineindustrie, die mit Billigung eini- 
ger oberster Landesgesundheitsbehörden bereits 
fettarme Erzeugnisse verkauft, benötigt für die 
Umstellung eine längere Frist als zwei Monate. 
Eine Sechsmonatsfrist genügt, wenn sichergestellt 
ist, daß die Formen der bisherigen Verkaufs- 
behältnisse weiter verwendet werden dürfen. 

Es mußten in der Vergangenheit immer wieder 
Ubergangsfristen verlängert werden, weil die 
ursprüngliche Beschlußfassung den Gegebenhei- 
ten der Industrie nicht Rechnung getragen hatte. 
Die Frist sollte von vornherein so gewählt wer- 
den, daß eine nochmalige Verlängerung nicht 
nötig wird. 

5. Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens daraufhin- 
zuwirken, daß seit Inkrafttreten des Gesetzes 
überholte Vorschriften wie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 4, 
§§ 4, 7, 8, 9, 10 und 15 aufgehoben und andere 
Vorschriften den jetzigen Gegebenheiten ange- 
paßt werden. Der Gesetzgeber kann nur dann 
erwarten, daß die von ihm erlassenen Vorschrif- 
ten eingehalten werden, wenn überholte Texte 
bei Änderung eines Gesetzes mit bereinigt wer- 
den. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 


Zu 2 a. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung des 
Bundesrates, die Bezeichnung „Pflanzenhalbfett" für 
das neue Erzeugnis könne beim Verbraucher hin- 
sichtlich der Eignung zum Braten und Backen zu 
einer Verwechslung mit den im Handel befindlichen 
Kokosfetten führen. 

— Die vom Bundesrat vorgeschlagene Bezeichnung 
„Halbfettmargarine" kann beim Verbraucher den 
Eindruck erwecken, es handele sich um Marga- 
rine. Von diesem Nahrungsmittel unterscheidet 
sich Pflanzenhalbfett wesentlich in dem um die 
Hälfte verringerten Fettgehalt und in seiner zum 
Teil technologisch bedingten übrigen Zusam- 
mensetzung. 

— Eine Verwechslung, wie sie der Bundesrat be- 
fürchtet, setzt die Vorstellung des Verbrauchers 
voraus, der Gesetzgeber wolle sich in der Be- 
zeichnung mit einem Hinweis auf einen Fettroh- 
stoff begnügen und andere Fettrohstoffe ver- 
schweigen, die in einem vergleichbar erheblichen 
Umfang in dem neuen Erzeugnis ebenfalls vor- 
handen sind. Diese Vorstellung kann nicht unter- 
stellt werden. 

— Zu dieser Annahme gibt auch die Wortzusam- 
mensetzung „Pflanzenhalbfett" keinen Anlaß. 
Wie bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Be- 
zeichnung „Halbfettmargarine" steht entspre- 
chend dem Sprachgebrauch das Eigenschaftswort 
„halb" unmittelbar vor dem Wort „Fett", das er- 
läutert werden soll. 

Demgegenüber erlaubt es die vorgeschlagene Be- 
zeichnung „Halbfettmargarine" dem Verbraucher 
nicht, das neue Erzeugnis entsprechend dem bei der 
Herstellung verwendeten Rohstoff, seiner Zusam- 
mensetzung und seiner Verwendbarkeit in die Grup- 
pe der fetthaltigen Nahrungsmittel richtig einzu- 
ordnen. 


— Pflanzenhalbfett unterscheidet sich, wie bereits 
dargelegt, wesentlich von der Margarine. Für das 
neue Erzeugnis mußten daher eigene Rechtsvor- 
schriften geschaffen werden, die im Margarine- 
gesetz neben den Bestimmungen für andere fett- 
haltige Nahrungsmittel niedergelegt werden 
sollen. 

— Auch international wird unter Margarine nur ein 
Produkt verstanden, das ca. 80 v. H. Fett enthält. 
Daher haben die Länder, in denen ein fettredu- 
ziertes Ndhrungsfett schon zugelassen ist, hierfür 
Phantasiebezeichnungen gewählt (z. B. Nieder- 
lande: Halvarine; Schweden: Minarin; Großbri- 
tannien: low fat spread). 

— Die Bezeichnung „Halbfettmargarine" läßt im Ge- 
gensatz zu der Bezeichnung „Pflanzenhalbfett" 
nicht erkennen, daß pflanzliche Fettrohstoffe we- 
sentliche Ausgangsprodukte sind. Damit würde 
auf eine wertvolle Verbraucherinformation ver- 
zichtet werden. 

Im übrigen kann auch nicht der Annahme gefolgt 
werden, daß durch die Bezeichnung „Pflanzenhalb- 
fett" eher als durch die Bezeichnung „Halbfettmar- 
garine" der Eindruck einer Eignung zu Brat- und 
Backzwecken erweckt wird. Da Margarine zum Bra- 
ten und Backen geeignet ist, dürfte die Verwen- 
dungsmöglichkeit auch bei der Bezeichnung „Halb- 
fettmargarine" vermutet werden. Entscheidend ist 
die Unterrichtung des Verbrauchers durch den zu- 
sätzlichen Flinweis in § 2 a Abs. 3 Nr. 1 des Gesetz- 
entwurfes. 

Zu 2 b. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates zu. 

Zu 2 c. 

Da die Verkehrsfähigkeit des neuen Lebensmittels 
mit ca. 40 v. H. Fettgehalt nicht, wie dargelegt, als 
Margarine eröffnet werden kann, darf das neue Er- 
zeugnis auch nicht in der Kennzeichnung der Mar- 
garine gleichgestellt werden. Gegen den Hinweis 
„nicht zum Braten und Backen verwenden" hat die 
Bundesregierung keine Bedenken. Sie weist jedoch 
darauf hin, daß diese Formulierung einem Warnhin- 
weis gleichkommt, der für den Bereich des Backens 
an sich nicht erforderlich erscheint. 

Zu2d. 

Eine ausreichende Unterrichtung hinsichtlich der Zu- 
sammensetzung erwartet der Verbraucher bei allen 
kalorienarmen und kalorienreduzierten Lebensmit- 
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teln, bei denen die Kalorienverminderung durch 
kalorienneutrale Ersatzstoffe erfolgt. Die Bundes- 
regierung wird daher prüfen, ob die Angabe des 
Wassergehaltes für derartige Lebensmittel nicht all- 
gemein geregelt werden sollte. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung wird die Empfehlung des Bun- 
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prü- 
fen. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung hält eine übergangsfrist von 
zwei Monaten für ausreichend, zumal nach ihrer Auf- 
fassung vor Inkrafttreten dieses Anderungsgesetzes 
die für die Zulassung der Herstellung und für die 
Eröffnung der Verkehrsfähigkeit erforderlichen 
Rechtsvorschriften gefehlt haben. 


Zu 5. 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun- 
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prü- 
fen. Sie kann schon jetzt darauf hinweisen, daß § 1 
Abs. 1 und § 4 Margarinegesetz durch § 3 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Sammlung des Bundes- 
rechts vom 10. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 437) in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 des Gesetzes über den 
Abschluß der Sammlung des Bundesrechts vom 28. 
Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1451) außer 
Kraft getreten sind, § 8 Margarinegesetz durch Arti- 
kel 1 Nr. 6 dieses Anderungsgesetzes und §§ 10 und 
15 Margarinegesetz durch Artikel 206 Nr. 1 und 3 des 
Entwurfs eines Einführungsgesetzes zum Strafge- 
setzbuch (Drucksache 7/550) aufgehoben werden sol- 
len. 
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